
 

  

S 19 AL 125/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitsförderung, Arbeitslosigkeit,

Beschäftigungslosigkeit,
Leistungsfortzahlung bei
Arbeitsunfähigkeit, objektive
Verfügbarkeit, Ruhen des
Arbeitslosengeldanspruches bei
Urlaubsabgeltung, Sicherungslücke,
subjektive Verfügbarkeit

Leitsätze 1. Der Begriff der Arbeitslosigkeit und des
Arbeitslosen in § 2 Abs. 3 Satz 1 der
Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie, aber auch
in § 2 Abs. 3 Satz 2 der
Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie und § 2 Abs.
5 Satz 4 der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie
(„Bei Arbeitslosen bezieht sich die
Befragung […]“) ist nicht im Sinne des
Arbeitslosigkeitsbegriffes in § 137 Abs. 1
Nr. 1 SGB III, § 138 Abs. 1 SGB III zu
verstehen, sondern im Sinne der
Beschäftigungslosigkeit nach § 138 Abs. 1
Nr. 1 SGB III.

2. Ein Anspruch auf Leistungsfortzahlung
bei Arbeitsunfähigkeit setzt einen
realisierbarer Anspruch auf Zahlung für
die Zeit vor Eintritt der Arbeitsunfähigkeit
voraus. Ein realisierbarer Anspruch auf
Zahlung von Arbeitslosengeld ist nicht
gegeben, wenn der Anspruch auf
Arbeitslosengeld vor Eintritt der
Arbeitsunfähigkeit wegen einer
Urlaubsabgeltung ruht (Anschluss an
BSG, Urteil vom 20. Februar 2002 – B 1 AL
59/01 R – ZfS 2002, 238 = juris Rdnr. 17).

3. Wenn im Einzelfall ein
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Leistungsanspruch weder nach den
arbeitsförderungsrechtlichen noch nach
den krankenversicherungsrechtlichen
Regelungen besteht, ist eine Lösung für
eine etwaige Sicherungslücke
systemgerecht im
Krankenversicherungssystem zu suchen.

Normenkette § 137 Abs. 1 SGB III, § 138 Abs. 1 Nr. 3
SGB III, § 138 Abs. 5 SGB III, § 145 SGB III,
§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB III, § 157 Abs. 2
SGB III, § 2 Abs. 3 Arbeitsunfähigkeit-
Riichtlinie (i. d. F. v. 19.01.2022), § 2 Abs.
3 Arbeitsunfähigkeit-Riichtlinie (Stand:
21.06.2012), § 91 Abs. 6 SGB V

1. Instanz

Aktenzeichen S 19 AL 125/19
Datum 21.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 151/19
Datum 09.06.2022

3. Instanz

Datum -
Â Â Â 
Â Â 
Â 

Â 

I.Â Â Â Â  Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Dresden vom 21. Oktober 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II.Â Â Â  AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

III.Â Â  Die Revision wird nicht zugelassen

Â 

Â 

Tatbestand

                             2 / 21

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/137.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/138.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/138.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/138.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/145.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/91.html


 

Â 

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen einen Gerichtsbescheid, mit dem ihre Klage,
gerichtet auf die GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld ab dem 4. Januar 2013,
abgewiesen wurde.

Â 

Die 1962 geborene KlÃ¤gerin war vom 4. Mai 2009 bis zum 31. Dezember 2010
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Vom 1. Januar 2011 bis zum 3. April 2011
bezog sie Arbeitslosengeld. Vom 4.Â April 2011 bis zum 31. Dezember 2011 stand
die KlÃ¤gerin in einem sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis.
Vom 1. Januar 2012 bis zum 14.Â MÃ¤rz 2012 bezog sie Arbeitslosengeld, danach
bis zum 12. April 2012 Ã�bergangsgeld wegen einer Kur und sodann bis zum 31. Juli
2012 erneut Arbeitslosengeld.

Â 

Zum 1. August 2012 nahm sie eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung auf. Das
ArbeitsverhÃ¤ltnis wurde arbeitgeberseitig zum 31. Dezember 2012 gekÃ¼ndigt.
Nach der Arbeitsbescheinigung der Arbeitgeberin erhielt die KlÃ¤gerin eine
Urlaubsabgeltung wegen Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses. Der Urlaub hÃ¤tte
im Anschluss an das ArbeitsverhÃ¤ltnis bis einschlieÃ�lich 3. Januar 2013 gedauert.
Ausweislich der Verdienstabrechnung vom 10.Â Januar 2013 fÃ¼r Dezember 2012
erhielt die KlÃ¤gerin eine Urlaubsabgeltung in HÃ¶he von 157,50Â EUR bei einem
Tagessatz von 52,50 EUR.

Â 

Die KlÃ¤gerin meldete sich bei der Beklagten am 17. Dezember 2012 arbeitsuchend
und ab 1.Â Januar 2013 arbeitslos. Im Antragsformular verneinte sie die Fragen
(Nummern 2d und 2e), ob sie arbeitsunfÃ¤hig krank geschrieben sei, und ob sie
bestimmte BeschÃ¤ftigungen nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne oder sich zeitlich
einschrÃ¤nken mÃ¼sse.

Â 

Vom 17. Dezember 2012 bis zum 21. Dezember 2012 und vom 20. Dezember 2012
bisÂ zum 31. Dezember 2012 war die KlÃ¤gerin durch ihre HausÃ¤rztin Dr.Â Yâ�¦.
Â (FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin) arbeitsunfÃ¤hig krank geschrieben. Als
Diagnosen stellte die Ã�rztin fest: ICD10 I99 G [Sonstige und nicht nÃ¤her
bezeichnete Krankheiten des Kreislaufsystems], ICD10 I10.90 G [Essentielle
Hypertonie, nicht nÃ¤her bezeichnet], ICD10 R42 G [Schwindel und Taumel] und
ICD10 F48.0 G [Neurasthenie].

Â 

Am 24. Dezember 2012 stellte sich die KlÃ¤gerin wegen Husten mit eitrigem
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Auswurf beim Ã¤rztlichen Notdienst vor. Der sie untersuchende Arzt DM Xâ�¦.
Â (Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin) diagnostizierte eine asthmoide Bronchitits und
verordnete ihr Antibiotika sowie weitere Medikamente. In einem spÃ¤ter erstellten
Befundbericht vom 7. Januar 2014 gab er an: â��Im Notdienst wurde keine au-
Bescheinigung ausgestellt. Die Patientin war stark erkrankt, es wurden Antibiotika
verordnet, Bettruhe empfohlen. Sie sollte sich dann bei der betreuenden
HausÃ¤rztin vorstellenâ��.

Â 

Der HNO-Arzt PD Dr. Wâ�¦. Â (Vâ�¦. ) bescheinigte der KlÃ¤gerin am 2.Â Januar 2013
ArbeitsunfÃ¤higkeit zunÃ¤chst vom 2. Januar 2013 bis zum 14. Januar 2013 auf
Grund der Diagnosen ICD10 R05 G [Husten] und ICD10 J31.1 G [Chronische
Pharyngitis].

Â 

ZunÃ¤chst fÃ¼r die Zeit vom 15. Januar 2013 bis zum 31. Januar 2013
(Folgebescheinigung) stellte Dr. Uâ�¦. Â (Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, Tâ�¦.),
eine ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung aus auf Grund der Diagnosen ICD10 J04.1 G
[Akute Tracheitis] und ICD10 F32.9 G [Depressive Episode, nicht nÃ¤her
bezeichnet]. Die weiteren Folgebescheinigungen umfassen den Zeitraum vom 1.
Februar 2013 bis zum 30. April 2014.

Â 

SchlieÃ�lich stellte Dr. Sâ�¦. Â (Facharzt fÃ¼r Chirurgie, Bâ�¦.), in einer
Bescheinigung vom 28.Â April 2014 die ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin bis zum
30. Mai 2014 (Folgebescheinigung) und mit weiterer Bescheinigung bis zum 6. Juni
2014 (Folgebescheinigung) fest.

Â 

Die vom Sozialgericht mit Beschluss vom 23. Mai 2013 beigeladene Krankenkasse
lehnte den Antrag auf Krankengeld mit Bescheid vom 22. Januar 2013 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 18. Juni 2013 ab.

Â 

Ebenfalls am 22. Januar 2013 informierte die Beigeladene die KlÃ¤gerin schriftlich
darÃ¼ber, dass auf Grund der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung vom 2. Januar
2013 am 3.Â Januar 2013 ein Krankengeldanspruch hÃ¤tte entstehen kÃ¶nnen. Da
bei der KlÃ¤gerin jedoch seit 1.Â Januar 2013 nicht mehr die erforderliche
Grundvoraussetzung, nÃ¤mlich das Bestehen einer einen Krankengeldanspruch
beinhaltenden Versicherung, vorgelegen habe, kÃ¶nne ihr kein Krankengeld
gewÃ¤hrt werden. Sie wurde gebeten, sich umgehend bei der Agentur fÃ¼r Arbeit
zu melden, um sich eine finanzielle Absicherung und einen Versicherungsschutz zu
sichern.
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Â 

Im krankenversicherungsrechtlichen Verfahren gab PD Dr. Wâ�¦. Â im Befundbericht
vom 26.Â September 2013 an, dass sich die KlÃ¤gerin erstmals am 2.Â Januar 2013
wegen chronischem Reizhusten mit Brechreiz vorgestellt habe. Die KlÃ¤gerin sei
von ihrer HausÃ¤rztin bis 31. Dezember 2012 arbeitsunfÃ¤hig wegen hohem
Blutdruck und Depressionen geschrieben gewesen, was ihm jedoch nicht bekannt
gewesen sei. Die Beschwerden, weshalb sie am 24. Dezember 2012 einen
Bereitschaftsarzt aufgesucht habe, hÃ¤tten sich gebessert, seien jedoch nicht
komplett rÃ¼cklÃ¤ufig gewesen. Wegen des starken ungeklÃ¤rten Hustens sei ein
Rachenabstrich vorgenommen und eine RÃ¶ntgen-NasennebenhÃ¶hlen-Aufnahme
veranlasst worden. Im Rachenabstrich hÃ¤tten sich Candida Hefepilze gefunden.
Bei der zweiten Vorstellung am 14. Januar 2013 seien die Beschwerden kaum
abgeklungen gewesen. Ein Hinterfragen habe ergeben, dass als Ursache eine ACE-
Hemmer-Einnahme ab 18.Â Dezember 2012 mÃ¶glich sein kÃ¶nne. Ein am 25.
Februar 2013 vorgenommener Rachenabstrich sei negativ gewesen. Bei der letzten
Vorstellung am 6. MÃ¤rz 2013 sei die Patientin beschwerdefrei gewesen, da nach
der Vorstellung bei Dr. Uâ�¦. Â das ACE auf ein anderes Antihypertesivum
umgestellt worden sei. Im Nachhinein habe sich die Verdachtsdiagnose bestÃ¤tigt.
Der Reizhusten sei nicht infektiÃ¶s verursacht worden, sondern sei die direkte Folge
der Hypertonie.

Â 

Die Klage, mit der die KlÃ¤gerin die Zahlung von Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom
1.Â Januar 2013 bis zum 6. Juni 2014 begehrte, wies das Sozialgericht Dresden mit
Urteil vom 18.Â Juli 2014 (Az. S 47 KR 660/13) ab. Die anschlieÃ�ende Berufung
wurde vom SÃ¤chsischen Landessozialgericht mit Urteil vom 18. August 2017 (Az. L
1 KR241/14) zurÃ¼ckgewiesen. Der Krankengeldanspruch der KlÃ¤gerin habe am
31. Dezember 2012 beendet. FÃ¼r einen nahtlosen Krankengeldanspruch hÃ¤tte
die ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin spÃ¤testens am 31.Â Dezember 2012
Ã¤rztlich festgestellt werden mÃ¼ssen. Dies sei nicht geschehen. AmÂ 2.Â Januar
2013, als Dr. Wâ�¦. Â mit einer Erstbescheinigung die ArbeitsunfÃ¤higkeit der
KlÃ¤gerin festgestellt habe, sei diese nicht mehr mit Anspruch auf Krankengeld
versichert gewesen. Die KlÃ¤gerin habe angegeben, am 31. Dezember 2012 keinen
Arzt aufgesucht zu haben, um eine ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber diesen Tag hinaus
feststellen zu lassen. SoweitÂ sie vorgetragen habe, dass sie am 28. Dezember
2012 ihre damalige HausÃ¤rztin aufgesucht habe, sei es nicht zu einer Feststellung
der ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 31.Â Dezember 2012 hinaus gekommen. Die
rechtzeitige Feststellung einer ArbeitsunfÃ¤higkeit sei eine Obliegenheit der
Versicherten. Die Folgen der unterbliebenen oder nicht rechtzeitigen Ã¤rztlichen
Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit seien deshalb grundsÃ¤tzlich vom Versicherten
zu tragen. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts ausnahmsweise rÃ¼ckwirkende GewÃ¤hrung von
Krankengeld lÃ¤gen nicht vor. Das Bundessozialgericht hat die
Nichtzulassungsbeschwerde mit Beschluss vom 11.Â April 2018 (Az. B 3 KR 48/17 B)
als unzulÃ¤ssig verworfen.
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Â 

Die Beklagte lehnte den Antrag der KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld mit Bescheid
vom 19.Â Februar 2013 ab. Bis zum 3. Januar 2013 ruhe der Anspruch wegen des
vom bisherigen Arbeitgeber gezahlten finanziellen Ausgleich fÃ¼r nicht
genommenen Urlaub. Ab 4.Â Januar 2013 habe die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf
Zahlung von Arbeitslosengeld, weil sie der Agentur fÃ¼r Arbeit auf Grund ihrer
ArbeitsunfÃ¤higkeit mit Beginn am 2. Januar 2013 nicht zur VerfÃ¼gung gestanden
habe.

Â 

Die KlÃ¤gerin teilte der Beklagten mit Schreiben vom 27. Februar 2013 mit, dass sie
einen Rentenantrag gestellt habe. Der Antrag auf eine Erwerbsminderungsrente
wurde vom zustÃ¤ndigen RentenversicherungstrÃ¤ger mit Bescheid vom 29.
August 2013 bestandskrÃ¤ftig abgelehnt. Dies begrÃ¼ndete er damit, dass nach
den medizinischen Ermittlungen folgende Krankheiten oder Behinderungen bei der
KlÃ¤gerin vorlÃ¤gen: Schmerzhafte Belastungsbehinderung der WirbelsÃ¤ule bei
VerschleiÃ�erkrankung; rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig leicht;
selbstunsichere PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung; Bluthochdruck. Die sich danach
ergebenden EinschrÃ¤nkungen wÃ¼rden nicht zu einem Anspruch auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung fÃ¼hren, weil die KlÃ¤gerin noch mindestens 6 Stunden
tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
erwerbstÃ¤tig sein kÃ¶nne.

Â 

Im Schreiben vom 27. Februar 2013 erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin gleichzeitig, dass sie
sich fÃ¼r den Zeitraum der Antragstellung der Agentur fÃ¼r Arbeit zur Vermittlung
im Rahmen ihres RestleistungsvermÃ¶gens zur VerfÃ¼gung stelle.

Â 

Am 1. MÃ¤rz 2013 legte die nunmehr anwaltlich vertretene KlÃ¤gerin gegen den
Ablehnungsbescheid der Beklagten Widerspruch ein. Sie gehe zwar grundsÃ¤tzlich
davon aus, dass ihr Krankengeld zustehe, sie mithin derzeit vom Bezug von
Arbeitslosengeld ausgeschlossen wÃ¤re. Sofern wider Erwarten kein Anspruch auf
Krankengeld bestehen sollte, habe sie Anspruch auf Arbeitslosengeld ab dem 4.
Januar 2013. Entsprechend ihrem RestleistungsvermÃ¶gen habe sie sich subjektiv
dem Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung gestellt und stelle sich ihm noch zur
VerfÃ¼gung. 

Â 

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 25. MÃ¤rz 2013
zurÃ¼ck. Aus den vorliegenden Unterlagen ergebe sich, dass die KlÃ¤gerin ab dem
2.Â Januar 2013 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt sei. ArbeitsunfÃ¤higkeit sei bislang bis
zum 27. MÃ¤rz 2013 attestiert worden. Sie habe daher in dieser Zeit den
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VermittlungsbemÃ¼hungen der Agentur fÃ¼r Arbeit nicht zur VerfÃ¼gung
gestanden und sei somit nicht arbeitslos gewesen. Die Beklagte erlÃ¤uterte die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Leistungsfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit wÃ¤hrend
des Bezugs von Arbeitslosengeld. Kein Bezug in diesem Sinne liege vor, wenn der
Anspruch auf Arbeitslosengeld wegen eines Ruhenstatbestandes nicht realisiert
werden kÃ¶nne. Wenn â�� wie vorliegend â�� der Anspruch auf Arbeitslosengeld
ruhe und der Arbeitslose in diesem Zeitraum erkranke, kÃ¶nne im Anschluss an den
Ruhenszeitraum keine Leistungsfortzahlung erbracht werden.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat am 22. April 2013 Klage (Az. S 19 AL 204/13) erhoben, die mit
Beschluss vom 23.Â Januar 2015 wegen des krankenversicherungsrechtlichen
Verfahrens ruhend gestellt worden ist. Im April 2019 ist das Verfahrens fortgefÃ¼hrt
worden (nunmehr Az. S 19 AL 125/19).

Â 

Auf den neuen Antrag der KlÃ¤gerin vom 10.Â Juni 2014 hin hat ihr die Beklagte mit
BescheidÂ vom 12. Juni 2014 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom
23.Â Juni 2014 Arbeitslosengeld mit einer Anspruchsdauer von 205 Tagen fÃ¼r die
Zeit vom 7.Â Juni 2014 bis zum 1.Â Januar 2015 bewilligt. Der Leistungsbezug hat
zum 24.Â August 2014 wegen einer BeschÃ¤ftigungsaufnahme am folgenden Tag
geendet.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat im Klageverfahren vorgetragen, dass sie im Hinblick auf ihre
zuletzt ausgeÃ¼bte versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit durchgehend ab dem 17.
Dezember 2012 arbeitsunfÃ¤hig gewesen sei. Lediglich weil am 31. Dezember 2012
und am 1. Januar 2013 die behandelnden Ã�rzte ihre Praxis geschlossen gehabt
hÃ¤tten, habe eine lÃ¼ckenlose AU-Schreibung nicht erfolgen kÃ¶nnen. Ab dem 4.
Januar 2013 stehe ihr ein Arbeitslosengeldanspruch zu, soweit ihr kein Krankengeld
bewilligt werden sollte. Seit dem 4. Januar 2013 habe sie ein
RestleistungsvermÃ¶gen von mehr als 15 Stunden wÃ¶chentlich aufgewiesen. Im
Rahmen dieses RestleistungsvermÃ¶gen habe sie sich den
VermittlungsbemÃ¼hungen der Beklagte zur VerfÃ¼gung gestellt. Auf die
Anwendbarkeit des Â§ 146 des Sozialgesetzbuches Drittes Buch â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGBÂ III) komme es daher nicht an. Etwas anderes gelte,
wenn unterstellt werde, dass sie sich krankheitsbedingt nicht im Umgang von
mindestens 15 Stunden den VermittlungsbemÃ¼hungen der Beklagten zur
VerfÃ¼gung habe stellen kÃ¶nnen und damit eine im Sinne des Arbeitslosenrechts
relevante ArbeitsunfÃ¤higkeit vorliege. FÃ¼r die Zeit von sechs Wochen wÃ¤re als
LeistungsfortzahlungÂ dann Arbeitslosengeld zu bewilligen gewesen. Zumindest
analog Â§Â 146 SGBÂ III mÃ¼sste Arbeitslosengeld geleistet werden. Denn sie
dÃ¼rfe nicht schlechter stehen als wenn ihr Arbeitgeber die Urlaubsabgeltung
tatsÃ¤chlich nicht ausgezahlt hÃ¤tte. In diesem Fall wÃ¤re im Rahmen der
GleichwohlgewÃ¤hrung zunÃ¤chst Arbeitslosengeld zu zahlen gewesen; daran
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hÃ¤tte sich Kranken-Arbeitslosengeld nach Â§ 146 SGB III angeschlossen und
danach gegebenenfalls der Krankengeldanspruch gegenÃ¼ber der Beigeladenen.
Es sei keine beziehungsweise eine vÃ¶llig unzureichende PrÃ¼fung der objektiven
und subjektiven VerfÃ¼gbarkeit erfolgt. Sie habe sogar mit Schreiben vom
27.Â Februar 2013 erklÃ¤rt, sich im Rahmen ihres RestleistungsvermÃ¶gens den
VermittlungsbemÃ¼hungen zur VerfÃ¼gung zu stellen. ObÂ sie auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt ein RestleistungsvermÃ¶gen von weniger als
15Â Stunden pro Woche aufgewiesen habe, bedÃ¼rfe der AbklÃ¤rung durch die
Beklagte. Auf Grund der bestandskrÃ¤ftigen Ablehnung ihrer
Erwerbsminderungsrente mit Bescheid derÂ Deutschen Rentenversicherung vom
29. August 2013 sei davon auszugehen, dass sie nicht rentenrelevant
leistungsgemindert gewesen sei. Vielmehr lasse diese LeistungseinschÃ¤tzung den
Schluss zu, dass sie objektiv in der Lage sei, leichte TÃ¤tigkeiten im Umfang von
mehr als 15 Wochenstunden zu erbringen. Objektive VerfÃ¼gbarkeit habe daher
vorgelegen und liege vor.

Â 

Die Beklagte hat vorgetragen, dass der dem Grunde nach am 1. Januar 2013
entstandene Anspruch auf Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 3.
Januar 2013 wegen der gezahlten Urlaubsabgeltung geruht habe. Danach sei die
KlÃ¤gerin nicht arbeitslos gewesen, weil sie wegen ihrer ArbeitsunfÃ¤higkeit ab
mindestens 2. Januar 2013 ihren VermittlungsbemÃ¼hungen nicht zur VerfÃ¼gung
gestanden habe. Die von der KlÃ¤gerin mit ihrer Klageschrift geltend gemachte
Leistungsfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit im Sinne von Â§Â 146 Abs.Â 1 SGB III
komme nicht in Betracht, weil die KlÃ¤gerin ab dem 1. Januar 2013 wegen des
Ruhens des Arbeitslosengeldanspruches (noch) kein Arbeitslosengeld bezogen
habe. Ein Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld wÃ¤re auch dann eingetreten,
weil und wenn die KlÃ¤gerin eine Urlaubsabgeltung zu beanspruchen gehabt habe. 

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 21. Oktober 2019
abgewiesen und auf die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid vom 25. MÃ¤rz
2013 verwiesen. ErgÃ¤nzend hat es ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin zunÃ¤chst
vom 2. Januar 2013 bis zum 14.Â Januar 2013 durch Dr. Wâ�¦. Â und sodann vom
15. Januar 2013 bis zum 31. Januar 2013 durch Dr. Uâ�¦. Â arbeitsunfÃ¤hig krank
geschrieben worden sei. Im Verfahren Az. LÂ 1 KR 241/14 habe die KlÃ¤gerin
vorgetragen, dass sie sich â�� soweit erinnerlich â�� trotz erheblicher Beschwerden
am 28. Dezember 2012 bei ihrer HausÃ¤rztin Dr. Yâ�¦. Â vorgestellt habe, die die
Einhaltung der am 24. Dezember 2012 durch den DM Xâ�¦. Â verordneten
Medikation sowie weiter Schonung und Bettruhe verordnet habe. Die KlÃ¤gerin
habe sich dann erneut am 2.Â Januar 2013 bei PD Dr. Wâ�¦. Â vorgestellt, der sie
weitere 12 Tage lang krank geschrieben habe. Es sei vor diesem Hintergrund nicht
ersichtlich, dass die KlÃ¤gerin am 4.Â Januar 2014 â�� objektiv â�� in der Lage
gewesen sein kÃ¶nnte, leichte Arbeiten in einem zeitlichen Umfang von mindestens
15 Stunden wÃ¶chentlich zu verrichten. Es kÃ¶nne daher offen bleiben, ob die
KlÃ¤gerin â�� zu diesem Zeitpunkt â�� subjektiv bereit gewesen wÃ¤re, leichte
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Arbeiten in einem zeitlichen Umfang von mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich zu
verrichten. Eine VerfÃ¼gbarkeit der KlÃ¤gerin habe zur Ã�berzeugung des Gerichts
damit am 4.Â Januar 2013 nicht vorgelegen. Ein Fall des Â§Â 146 Abs. 1 Satz 1
SGBÂ III liegt nicht vor, weil die KlÃ¤gerin wegen des Ruhens ihres
Arbeitslosengeldanspruchs nicht wÃ¤hrend des Bezugs von Arbeitslosengeld
arbeitsunfÃ¤hig geworden sei.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat am 21. November 2019 Berufung eingelegt. Sie rÃ¼gt, dass das
Sozialgericht es unterlassen habe festzustellen, ob objektive VerfÃ¼gbarkeit
tatsÃ¤chlich zu verneinen gewesen sei. Selbst wenn das Sozialgericht die
Auffassung vertreten habe, dass die Krankschreibung durch PD Dr. Wâ�¦. Â den
unzweifelhaften Schluss zulasse, dass sie, die KlÃ¤gerin objektiv nicht in der Lage
gewesen sei, leichte Arbeiten im zeitlichen Umfang von mindestens 15
Wochenstunden zu verrichten, hÃ¤tte das Sozialgericht zumindest ihre objektive
VerfÃ¼gbarkeit fÃ¼r die Zeit ab 15. Januar 2013 erneut prÃ¼fen mÃ¼ssen.
Immerhin seien andere Diagnosen vergeben worden, sodass durchaus die
ArbeitsfÃ¤higkeit fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt bejaht werden kÃ¶nne.
ErgÃ¤nzend zu ihren bisherigen AusfÃ¼hrungen zu Â§ 146 SGB III wendet sie sich
gegen die diesbezÃ¼glichen AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Gerichtsbescheid.
Die Auffassung des Sozialgerichtes widersprÃ¤che nicht nur erheblich dem
Rechtsempfinden, sondern auch der Intention des Gesetzgebers und den
GrundsÃ¤tzen des Sozialstaatsprinzips. Es kÃ¶nne nicht angehen, dass sÃ¤mtliche
Versicherungssysteme des SGB III und des SGB V gleichzeitig versagten und sie, die
KlÃ¤gerin, keine AnsprÃ¼che auf entsprechende Entgeltersatzleistungen geltend
machen kÃ¶nne. Ein derart unbilliges Ergebnis kÃ¶nne bereits aus
verfassungsrechtlichen ErwÃ¤gungen keinen Bestand haben. AnsprÃ¼che auf
Arbeitslosengeld seien Versicherungsleistungen, die letztlich auch der
Eigentumsgarantie gemÃ¤Ã� Artikel 14 des Grundgesetzes (GG) unterfielen. Bei
entsprechend verfassungskonformer Auslegung mÃ¼sse daher zumindest Â§ 146
SGB III Anwendung finden.

Â 

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte ergÃ¤nzend
vorgetragen, dass die KlÃ¤gerin keine â��Bezieherin von Arbeitslosengeldâ�� im
Sinne von Â§ 2 Abs. 3 Satz 1 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie in der damals
geltenden Fassung gewesen sei. AuÃ�erdem hat er auf die unterschiedlichen
Regelungen in Â§ 2 Abs. 3 und 3a der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinien hingewiesen.
In Bezug auf die Frage nach der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit der KlÃ¤gerin vertritt
er die Auffassung, dass die Beklagte gehalten gewesen wÃ¤re, bei Vorlage von
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen bei der KlÃ¤gerin nachzufragen, ob sie sich
den VermittlungsbemÃ¼hungen zur VerfÃ¼gung stelle. 

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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Â 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden vom 21. Oktober 2019
aufzuheben sowie die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 19. Februar
2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. MÃ¤rz 2013 zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld ab 4. Januar 2013 zu bewilligen.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie vermÃ¶ge nicht zu erkennen, dass nachgewiesen sei, dass die KlÃ¤gerin zum 4.
Januar 2013 im Arbeitsmarkt objektiv oder subjektiv zur VerfÃ¼gung gestanden
habe, also ein RestleistungsvermÃ¶gen von mindestens 15 Wochenstunden
angezeigt habe. Die KlÃ¤gerin habe ohne weiteren Hinweis und ohne erlÃ¤uternde
ErklÃ¤rung der Beklagten durch Vorlage der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung am
2. Januar 2013 (Erstbescheinigung) am 7. Januar 2013 angezeigt, dass sie seit dem
3. Januar 2013 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt sei. Der Arzt bescheinige nach Â§ 2 Abs. 3
der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinien (in der Fassung vom 1.Â Dezember 2003
zuletzt geÃ¤ndert am 21. Juni 2012), dass Bezieher von Arbeitslosengeld
arbeitsunfÃ¤hig seien, wenn sie krankheitsbedingt nicht mehr in der Lage seien,
leichte Arbeiten in einem zeitlichen Umfang zu verrichten, fÃ¼r den sie sich bei der
Agentur fÃ¼r Arbeit zur VerfÃ¼gung gestellt hÃ¤tten. Unter BerÃ¼cksichtigung
dieser MaÃ�gabe dokumentiere die unkommentierte Einreichung einer
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung, dass die KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich auch subjektiv
den VermittlungsbemÃ¼hungen nicht zur VerfÃ¼gung stehe, weil sie sich auch
krankheitsbedingt dafÃ¼r nicht in der Lage halte. Die Bescheinigung beschrÃ¤nke
sich hierbei entsprechend Â§ 2 Abs. 3 Satz 2 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinien
nicht auf die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit. Dies werde dadurch gestÃ¼tzt, dass
die KlÃ¤gerin vom Bestehen eines Krankengeldanspruches ausgegangen sei. Soweit
im weiteren Krankheitsverlauf neue Diagnosen hinzugetreten seien, sei dies fÃ¼r
die strittige Entscheidung nicht maÃ�gebend. Denn ein Zugang zur
Leistungsfortzahlung kÃ¶nne nach (gegebenenfalls vorÃ¼bergehender) Genesung,
erneuter Antragstellung und tatsÃ¤chlichem Bezug von Arbeitslosengeld erfolgen.
Dies sei durch die KlÃ¤gerin mit Wirkung zum 7. Juni 2014 erfolgt. Aufgrund dieser
spÃ¤teren Geltendmachung des zum 1. Januar 2013 entstandenen Anspruches sei
dieser bis auf eine Restanspruchsdauer von 73 Tagen verbraucht worden. Die
Beklagte kÃ¶nne mit der Zahlung von Arbeitslosengeld nicht den Ausfall der
Krankengeldzahlung ersetzt, der aufgrund der fehlenden (nahtlosen)
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen bei der KlÃ¤gerin eingetreten sei.

Â 
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Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt.

Â 

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten aus
beiden VerfahrenszÃ¼gen, die Akte zum Berufungsverfahren Az. L 1 KR 241/14
sowie die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten und der Beigeladenen
Bezug genommen.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

I. Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet, weil das Sozialgericht zu Recht die
Klage abgewiesen hat. Der Bescheid der Beklagten vom 19. Februar 2013 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. MÃ¤rz 2013 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Die
KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit vom 4. Januar
2013. Der streitbefangene Zeitraum reicht bis zum 6.Â Juni 2014, dem Tag vor der
Bewilligung von Arbeitslosengeld ab 7. Juni 2014. Der geltend gemachte Anspruch
besteht weder nach den allgemeinen Regelungen (1.) noch auf der Grundlage der
Nahtlosigkeitsregelung (2.) oder im Rahmen einer Leistungsfortzahlung bei
ArbeitsunfÃ¤higkeit (3.). Auch bedarf es aus verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden
keiner erweiternden Auslegung oder analogen Anwendung von
arbeitsfÃ¶rderungsrechtlichen Regelungen (4.). SchlieÃ�lich hat die KlÃ¤gerin auch
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld ab einem nach dem 1. Januar 2013 aber vor
dem 7. Juni 2014 liegenden Zeitpunkt (5.).

Â 

1. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt nicht die Voraussetzungen fÃ¼r Arbeitslosengeld bei
Arbeitslosigkeit nach den allgemeinen Regelungen.

Â 

a) Nach Â§ 137 Abs. 1SGBÂ III hat Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit
(vgl. Â§Â 136 Abs. 1 Nr. 1 SGB III), wer

1.Â  arbeitslos ist,

2.Â  sich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit arbeitslos gemeldet und

3.Â  die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hat.

Â 

                            11 / 21

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20KR%20241/14
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/136.html


 

Nach Â§ 138 Abs. 1 SGB III ist arbeitslos, wer Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer ist
und 

1.Â  nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht (BeschÃ¤ftigungslosigkeit),

2.Â  sich bemÃ¼ht, die eigene BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden
(EigenbemÃ¼hungen), und

3.Â  den VermittlungsbemÃ¼hungen der Agentur fÃ¼r Arbeit zur VerfÃ¼gung steht
(VerfÃ¼gbarkeit).

Â 

Die VerfÃ¼gbarkeit im Sinne von Â§ 138 Abs. 1 Nr. 3 SGB III wird in Â§ 138 Abs. 5
SGBÂ III nÃ¤her definiert. Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen der objektiven
und der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit (vgl. Ã�ndÃ¼l in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
III [2. Aufl., 2019], Â§Â 138 SGBÂ III Rdnr. 76). Objektiv verfÃ¼gbar ist, wer eine
versicherungspflichtige, mindestens 15Â Stunden wÃ¶chentlich umfassende
zumutbare BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen Bedingungen des fÃ¼r sie oder ihn
in Betracht kommenden Arbeitsmarktes ausÃ¼ben kann und darf (vgl. Â§Â 138 Abs.
5 Nr. 1 SGB III) sowie VorschlÃ¤gen der Agentur fÃ¼r Arbeit zur beruflichen
Eingliederung zeit- und ortsnah Folge leisten kann (vgl. Â§Â 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III
). In subjektiver Hinsicht muss die oder der BeschÃ¤ftigungslose bereit sein, jede
BeschÃ¤ftigung im Sinne von Â§Â 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III anzunehmen und
auszuÃ¼ben (vgl. Â§Â 138 Abs.Â 5 Nr.Â 3 SGB III) sowie an MaÃ�nahmen zur
beruflichen Eingliederung in das Erwerbsleben teilzunehmen (vgl. Â§Â 138 Abs. 5
Nr. 4 SGB III).

Â 

SchlieÃ�lich ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld, wenn die oder der Arbeitslose
wegen Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses eine Urlaubsabgeltung erhalten oder
zu beanspruchen hat, fÃ¼r die Zeit des abgegoltenen Urlaubs (vgl. Â§Â 157 Abs. 2
Satz 1 SGB III). Der Ruhenszeitraum beginnt mit dem Ende des die
Urlaubsabgeltung begrÃ¼ndenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses (vgl. Â§Â 157 Abs. 2 Satz
2 SGB III).

Â 

b) Hieran gemessen hat die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld ab 4.
Januar 2013. Zwar hatte sie sich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit arbeitslos gemeldet
(vgl. Â§ 137 Nr.Â 2 SGB III) und hatte die Anwartschaftszeiten erfÃ¼llt (vgl. Â§ 137
Nr. 3 SGB III). Auch war sie beschÃ¤ftigungslos im Sinne von Â§ 138 Abs. 1 Nr. 1
SGB III, und zwar bereits ab 1.Â Januar 2013. 

Â 

Offen und bislang nicht thematisiert ist aber bereits, ob und gegebenenfalls ab
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wann die KlÃ¤gerin sich bemÃ¼hte, die eigene BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu
beenden (vgl. Â§ 138 Abs.Â 1 Nr. 2 SGB III).

Â 

Jedenfalls mangelt es der KlÃ¤gerin an der objektiven (1) und der subjektiven
VerfÃ¼gbarkeit (2).

Â 

(1) Nach Â§ 2 Abs. 3 Satz 1 der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesauschusses
Ã¼ber dieÂ Beurteilung der ArbeitsunfÃ¤higkeit und die MaÃ�nahmen zur
stufenweisen Wiedereingliederung nach Â§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V
(ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie) mit Stand 21.Â Juni 2012 (BAnz. AT 07.06.2012 B4;
im Folgenden: a. F.) waren â��Bezieher von Arbeitslosengeldâ�� arbeitsunfÃ¤hig,
wenn sie krankheitsbedingt nicht mehr in der Lage waren, leichte Arbeiten in einem
zeitlichen Umfang zu verrichten, fÃ¼r den sie sich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit zur
VerfÃ¼gung gestellt hatten. Nach Â§ 2 Abs. 3 Satz 2 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-
Richtlinie a.Â F. war es dabei unerheblich, welcher TÃ¤tigkeit die oder der
Versicherte vor der Arbeitslosigkeit nachgegangen war.

Â 

Derzeit gilt die am 19. Januar 2022 in Kraft getretene ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie
in der Fassung vom 14. November 2013, zuletzt geÃ¤ndert am 19. November 2021
(BAnz. AT 18.01.2022 B3; im Folgenden: n. F.). Bezugspersonen sind an Stelle von
â��Bezieher von Arbeitslosengeldâ�� nunmehr in Â§ 2 Abs. 3 Satz 1 der
ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie n. F. â��Versicherte, die arbeitslos sind,
ausgenommen Arbeitslose beziehungsweise erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte
nach Absatz 3aâ��. Â§ 2 Abs. 3a der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie enthielt und
enthÃ¤lt Regelungen betreffend erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II (Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende â�� â��Hartz IVâ��) beantragt haben oder beziehen. Â§ 2 Abs.
3 Satz 2 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie ist unverÃ¤ndert geblieben.

Â 

Der Begriff der Arbeitslosigkeit und des Arbeitslosen in Â§ 2 Abs. 3 Satz 1 der
ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie (alte und neue Fassung), aber auch in Â§ 2 Abs. 3
Satz 2 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie und Â§Â 2 Abs. 5 Satz 4 der
ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie (â��Bei Arbeitslosen bezieht sich die Befragung
[â�¦]â��) ist nicht im Sinne des Arbeitslosigkeitsbegriffes inÂ Â§Â 137 Abs. 1 Nr. 1
SGB III, Â§ 138 Abs. 1 SGB III zu verstehen, sondern im Sinne der
BeschÃ¤ftigungslosigkeit nach Â§ 138 Abs. 1 Nr. 1 SGB III. Denn die Feststellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit und die Bescheinigung Ã¼ber ihre voraussichtliche Dauer (vgl.
Â§Â 1 Abs. 1 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie) bilden erst die Grundlage, auf
Grund derer die Agentur fÃ¼r Arbeit die Entscheidung treffen kann, ob die objektive
VerfÃ¼gbarkeit, mithin eine Tatbestandsvoraussetzung fÃ¼r den
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Arbeitslosigkeitsbegriff, im Einzelfall gegeben ist oder fehlt. AuÃ�erdem ist es nicht
die Aufgabe eines Arztes, die Frage nach der Bereitschaft zu EigenbemÃ¼hungen
oder die Frage nach der VerfÃ¼gbarkeit des BeschÃ¤ftigungslosen zu prÃ¼fen,
zumal einem Arzt hierzu regelmÃ¤Ã�ig auch die erforderliche Fachkompetenz
fehlen dÃ¼rfte. Auch oblag es nicht einem Arzt zu prÃ¼fen, ob ein Patient
entsprechend dem Wortlaut von Â§Â 2 Abs. 3 Satz 1 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-
Richtlinie a. F. Arbeitslosengeld bezog, oder ob fÃ¼r den â��Bezugâ�� im Sinne
dieser Regelung die materiell-rechtliche Anspruchsberechtigung ausreichte. FÃ¼r
ein BegriffsverstÃ¤ndnis im Sinne von BeschÃ¤ftigungslosigkeit sprechen zudem
zwei Regelungen in der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie. So ist in Â§ 2 Abs.Â 4 Satz 1
der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie (alte und neue Fassung) beschrieben, wann
Versicherte, bei denen â��nach Eintritt der ArbeitsunfÃ¤higkeit das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis endetâ�� und die aktuell keinen anerkannten
Ausbildungsberuf ausgeÃ¼bt haben (An- oder Ungelernte), arbeitsunfÃ¤hig sind.
Ferner setzt nach Â§ 2 Abs. 5 Satz 1 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie die
Beurteilung der ArbeitsunfÃ¤higkeit die Befragung der oder des Versicherten durch
den Arzt (in der neuen Fassung: durch die VertragsÃ¤rztin oder den Vertragsarzt)
zur aktuell ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit und den damit verbundenen Anforderungen
und Belastungen voraus. Das Ergebnis der Befragung ist bei der Beurteilung von
Grund und Dauer der ArbeitsunfÃ¤higkeit zu berÃ¼cksichtigen (vgl. Â§ 2 Abs. 5
Satz 2 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie).

Â 

Soweit der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte darauf verwiesen hat, dass in Â§ 2 Abs. 3a der
ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie fÃ¼r erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigte im Sinne
des SGB II darauf abgestellt wird, ob sie Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGBÂ II beantragt haben oder beziehen, ist dies
zutreffend. Daraus kÃ¶nnen aber keine RÃ¼ckschlÃ¼sse auf GewÃ¤hrung von Â§ 2
Abs. 3 Satz 1 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie gezogen werden. Denn die beiden
Regelungen unterscheiden sich auch im Ã�brigen. So sind diese erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten abweichend von Â§ 2 Abs. 3 Satz 1 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-
Richtlinie arbeitsunfÃ¤hig, wenn sie krankheitsbedingt nicht in der Lage sind,
mindestens drei Stunden tÃ¤glich zu arbeiten oder an einer
EingliederungsmaÃ�nahme teilzunehmen. Die Regelungen in Â§ 2 Abs. 3 Satz 1 und
Abs. 3a der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie stellen somit auf die unterschiedlichen
Rahmenbedingungen und Vorgaben im SGB drei einerseits und im SGB zwei
andererseits ab.

Â 

Auch aus Â§ 91 Abs. 6 des Sozialgesetzbuches FÃ¼nftes Buch â�� Gesetzliche
Krankenversicherung â�� (SGB V) ergibt sich kein fÃ¼r die KlÃ¤gerin gÃ¼nstigeres
Ergebnis. Danach sind die BeschlÃ¼sse des Gemeinsamen Bundesausschusses mit
Ausnahme der BeschlÃ¼sse zu Entscheidungen nach Â§ 136d SGB V fÃ¼r die
TrÃ¤ger nach Â§ 1 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB V, deren Mitglieder und Mitgliedskassen
sowie fÃ¼r die Versicherten und die Leistungserbringer verbindlich. Die
Verbindlichkeit eines Rechtsetzungsaktes Ã¤ndert jedoch nichts daran, dass dieser
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Akt ebenso wie jede Rechtsnorm auslegungsfÃ¤hig ist und bei Unklarheiten einer
Auslegung bedarf.

Â 

Die KlÃ¤gerin war seit dem 1. Januar 2013 beschÃ¤ftigungslos. Mit seiner
Erstbescheinigung einer ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 2. Januar 2013 bescheinigte Dr.
Wâ�¦. Â gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 3 SatzÂ 1 der ArbeitsunfÃ¤higkeits-Richtlinie, dass die
KlÃ¤gerin â��krankheitsbedingt nicht mehr in der Lageâ�� war, â��leichte Arbeiten
in einem zeitlichen Umfang zu verrichten, fÃ¼r den sie sich bei der Agentur fÃ¼r
Arbeit zur VerfÃ¼gung gestelltâ�� hatte. Einen entsprechenden ErklÃ¤rungsgehalt
besaÃ�en die nachfolgenden vom 15. Januar 2013 bis zum 30. April 2014
reichenden ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung von Dr. Uâ�¦., weil bei der KlÃ¤gerin
zwischenzeitlich zu keinem Zeitpunkt die BeschÃ¤ftigungslosigkeit oder die
Arbeitslosigkeit im Sinne von Â§Â 138 Abs.Â 1 SGB III entfallen war.

Â 

(2) Die KlÃ¤gerin war auch nicht subjektiv verfÃ¼gbar.

Â 

In diesem Zusammenhang kann dahin stehen, ob die KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich am 17.
Dezember 2012, als sie sich arbeitslos meldete und den Antrag auf Arbeitslosengeld
stellte, entsprechend ihrer Angaben im Formular zum Arbeitslosengeldantrag noch
nicht arbeitsunfÃ¤hig krank geschrieben war und noch in der Lage war,
BeschÃ¤ftigungen ohne zeitliche oder sonstige EinschrÃ¤nkung ausÃ¼ben zu
kÃ¶nnen, mithin sich der Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin im Laufe dieses Tages
so sehr verschlechterte, das sich Dr. Yâ�¦. Â noch am 17.Â Dezember 2012
veranlasst sah, die KlÃ¤gerin zunÃ¤chst bis zum 21.Â Dezember 2012
arbeitsunfÃ¤hig zu schreiben.

Â 

Gegen die subjektive VerfÃ¼gbarkeit der KlÃ¤gerin spricht jedenfalls, dass sie die
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen jeweils kommentarlos bei der Agentur fÃ¼r
Arbeit einreichte. Die gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen, die fÃ¼r die KlÃ¤gerin
merklich spÃ¼rbar waren und von den bescheinigenden Ã�rzten festgestellt
wurden, hatten zudem ein Gewicht, die die KlÃ¤gerin veranlassten, am 24.
Dezember 2012 nicht nur den Ã¤rztlichen Not- oder Bereitschaftsdienst in Anspruch
zu nehmen und am 2. Januar 2013 einen Facharzt aufzusuchen, sondern darÃ¼ber
hinaus Ã¼ber lÃ¤ngere Zeit davon auszugehen, dass ihr ein Anspruch auf
Krankengeld und ein Anspruch auf Erwerbsminderungsrente zustehe.

Â 

Zudem erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin erstmals im Schreiben vom 27. Februar 2013
gegenÃ¼ber der Agentur fÃ¼r Arbeit, dass sie sich fÃ¼r den Zeitraum der
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Antragstellung [gemeint ist das Rentenverfahren] den VermittlungsbemÃ¼hungen
der Agentur fÃ¼r Arbeit zur VerfÃ¼gung stelle. Eine entsprechende ErklÃ¤rung
hatte die KlÃ¤gerin zuvor nicht abgegeben. Der zeitliche Zusammenhang dieser
ErklÃ¤rung mit der Ablehnung des Antrages auf Krankengeld mit Bescheid vom 22.
Januar 2013 und der im Schreiben vom 27. Februar 2013 mitgeteilten Beantragung
einer Erwerbsminderungsrente einerseits und der im Ablehnungsbescheid des
RentenversicherungstrÃ¤gers mitgeteilten leichten rezidivierenden depressiven
StÃ¶rung und selbstunsicheren PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung andererseits deuten
darauf hin, dass die KlÃ¤gerin die ErklÃ¤rung im Schreiben vom 27. Februar 2013
erst nach einer rechtskundigen Beratung und nicht aus eigener Veranlassung
abgab.

Â 

Die Beklagte war entgegen der Auffassung des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten auch
nicht gehalten, bei Vorlage der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung jeweils bei der
KlÃ¤gerin nachzufragen, ob sie bereit sei, sich den VermittlungsbemÃ¼hungen der
Beklagten zur VerfÃ¼gung zu stellen und gegebenenfalls in welchem Umfang. Denn
die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen bezogen sich, wie ausgefÃ¼hrt wurde,
nicht nur auf die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit, sondern auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt. Damit fehlte ein Tatbestandsmerkmal fÃ¼r den Begriff der
Arbeitslosigkeit im Sinne von Â§ 138 Abs. 1 SGB III. Wenn aber fÃ¼r einen geltend
gemachten Anspruch ein Tatbestandsmerkmal nicht gegeben ist, ist die
zustÃ¤ndige BehÃ¶rde nicht verpflichtet, weitere Ermittlungen in Bezug auf andere,
mehr entscheidungserhebliche Tatbestandsvoraussetzungen durchzufÃ¼hren.

Â 

2. Die Voraussetzungen der Nahtlosigkeitsregelungen in Â§ 145 SGB III, mit der die
ArbeitsfÃ¤higkeit eines Versicherten fingiert werden, liegen im Falle der KlÃ¤gerin
nicht vor.

Â 

Nach Â§ 145 Abs. 1 Satz 1 SGB III hat auch eine Person Anspruch auf
Arbeitslosengeld, die allein deshalb nicht arbeitslos ist, weil sie wegen einer mehr
als sechsmonatigen Minderung ihrer LeistungsfÃ¤higkeit versicherungspflichtige,
mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende BeschÃ¤ftigungen nicht unter
den Bedingungen ausÃ¼ben kann, die auf dem fÃ¼r sie in Betracht kommenden
Arbeitsmarkt ohne BerÃ¼cksichtigung der Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit
Ã¼blich sind, wenn eine verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit im Sinne der gesetzlichen
Rentenversicherung nicht festgestellt worden ist. Die Feststellung, ob eine
verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit vorliegt, trifft der zustÃ¤ndige TrÃ¤ger der
gesetzlichen Rentenversicherung (vgl. Â§ 145 Abs. 1 Satz 2 SGB III).

Â 

Mit der Nahtlosigkeitsregelung wird lediglich das ausreichende LeistungsvermÃ¶gen
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im Sinne der ArbeitsfÃ¤higkeit nach Â§ 138 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 1 SGB III fingiert
(vgl. Brand, in: Brand, SGB III [9. Aufl., 2021], Â§ 145 Rdnr. 2; Valgolio, in:
Hauck/Noftz SGB III [4.Â Erg.-lfg. 2019, Stand: Sept. 2019], Â§â��145 Rdnr. 38). Alle
weiteren Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r den Bezug von Arbeitslosengeld
mÃ¼ssen hingegen erfÃ¼llt sein (vgl. SÃ¤chs. LSG, Beschluss vom 6. September
2013 â�� L 3 AL 109/13 B ER â�� juris Rdnr. 20; Brand, a. a. O.; Valgolio, a.Â a.Â O.,
Rdnr. 40). Die fehlende Bereitschaft zur Aufnahme einer zumutbaren, der
LeistungsfÃ¤higkeit entsprechenden BeschÃ¤ftigung (subjektive VerfÃ¼gbarkeit) ist
keine Frage der Nahtlosigkeitsregelung, sondern liegt im eigenen
Verantwortungsbereich des Arbeitslosen beziehungsweise Versicherten (vgl. BSG,
Urteil vom 9. September 1999 â�� BÂ 11 AL 13/99 R â�� BSGE 84, 262Â ff. = SozR
3-4100 Â§Â 105a Nr. 7 = juris Rdnr. 19 [zur VorgÃ¤ngerregelung in Â§ 103 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 AFG]). Sie kann nicht Ã¼ber Â§ 145 SGB III fingiert werden (vgl. SÃ¤chs.
LSG, Urteil vom 19. April 2018 â�� L 3 AL 157/16 â�� juris Rdnr. 66).

Â 

Bei der KlÃ¤gerin fehlte es an der erforderlichen subjektiven VerfÃ¼gbarkeit, wie
zuvor ausgefÃ¼hrt wurde.

Â 

3. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt ebenfalls nicht die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Leistungsfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 146 SGB III.

Â 

Nach Â§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB III verliert, wer wÃ¤hrend des Bezugs von
Arbeitslosengeld infolge Krankheit unverschuldet arbeitsunfÃ¤hig oder wÃ¤hrend
des Bezugs von Arbeitslosengeld auf Kosten der Krankenkasse stationÃ¤r behandelt
wird, dadurch nicht den Anspruch auf Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit der
ArbeitsunfÃ¤higkeit oder stationÃ¤ren Behandlung mit einer Dauer von bis zu sechs
Wochen (Leistungsfortzahlung). 

Â 

Â§ 146 Abs. 1 Satz 1 SGB III erhÃ¤lt einen Anspruch auf Arbeitslosengeld trotz
fehlender VerfÃ¼gbarkeit (vgl. BSG, Urteil vom 25. Juli 1985 â�� 7 RAr 74/84 â�� 
SozR 4100 Â§Â 105b Nr.Â 4 = juris Rdnr. 31 [zur VorgÃ¤ngerregelung in Â§ 105b
AFG]; zum Meinungsstand: Aubel, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III [2. Aufl.,
2019], Â§Â 146 Rdnr. 9). Er verschafft mithin einen
â��Lohnersatzleistungsfortzahlungsanspruchâ�� (vgl. Aubel, a. a. O.).

Â 

Diese Voraussetzung ist nur erfÃ¼llt, wenn ein realisierbarer Anspruch auf Zahlung
fÃ¼r die Zeit vor Eintritt der ArbeitsunfÃ¤higkeit besteht (vgl. SÃ¤chs. LSG, Urteil
vom 3. Juli 2013 â�� LÂ 3 AL 151/10 â�� NZSÂ 2014, 34Â f. = info alsoÂ 2013,
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257Â f. = juris Rdnr. 20 unter Verweis auf BSG, Urteil vom 7. Februar 2002 â�� B 7
AL 28/01 R â�� juris Rdnr. 21; Aubel, a. a. O., Rdnr.Â 40; Valgolio, in: Hauck/Noftz
SGB III [5. Erg.-lfg. 2019, Stand: Oktober 2019], Â§â��146 Rdnr.Â 30). Dies bedeutet
nicht, dass Arbeitslosengeld im Zeitpunkt des Eintritts der ArbeitsunfÃ¤higkeit oder
des Beginns der stationÃ¤ren Behandlung bereits bewilligt oder sogar tatsÃ¤chlich
schon ausgezahlt wurde. Es ist ausreichend, wenn Arbeitslosengeld nach
materiellem Recht rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit vor dem VerfÃ¼gbarkeitshindernis
zu zahlen ist (vgl. Aubel, a.Â a.Â O., Rdnr.Â 41).

Â 

Ein realisierbarer Anspruch auf Zahlung von Arbeitslosengeld ist, wie das
Bundessozialgericht bereits entschieden hat, nicht gegeben, wenn der Anspruch auf
Arbeitslosengeld vor Eintritt der ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen einer Urlaubsabgeltung
ruht (vgl. BSG, Urteil vom 7.Â Februar 2002Â â�� B 7 AL 28/01 RÂ â��, juris Rdnr.
18; BSG, Urteil vom 20. Februar 2002 â�� BÂ 1 AL 59/01 R â�� ZfSÂ 2002, 238 =
juris Rdnr. 17; vgl. auch Aubel, a. a. O., Rdnr. 42, Bender, in: Gagel, SGB III [84.
Erg.-Lfg.; Stand Dez. 2021], Â§ 146 Rdnr. 24).

Â 

Da es nach alledem darauf ankommt, ob ein realisierbarer Anspruch auf Zahlungen
auf einen Anspruch wegen Urlaubsabgeltung besteht, ist es unerheblich, ob
tatsÃ¤chlich Zahlungen geleistet worden sind. Die ErwÃ¤gungen des
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten zu dem hypothetischen Fall, dass die KlÃ¤gerin keine
entsprechenden Zahlungen erhalten hÃ¤tte, sind deshalb nicht
entscheidungserheblich.

Â 

4. FÃ¼r eine erweiternde Auslegung von Â§ 146 SGB III oder eine analoge
Anwendung dieser Vorschrift besteht kein Raum, weil der Wortlaut eindeutig ist und
keine RegelungslÃ¼cke besteht.

Â 

a) Soweit der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte geltend macht, dass im Falle der KlÃ¤gerin
eine SicherungslÃ¼cke bestehe, wenn ihr fÃ¼r die Zeit ab 1. Januar 2013 nach
keinem der SozialgesetzbÃ¼cher ein Anspruch auf Sozialleistungen zuerkannt
werde, kann dahinstehen, ob die behauptete SicherungslÃ¼cke ihre Ursache in
gesetzlichen Regelungen hat. NÃ¤her dÃ¼rfte dieÂ Annahme liegen, dass entweder
die HausÃ¤rztin der KlÃ¤gerin bei der Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zum
31. Dezember 2012 nicht bedacht hat, dass der 1. Januar 2013 ein gesetzlicher
Feiertag ist, an dem Arztpraxen nicht geÃ¶ffnet haben, oder dass die KlÃ¤gerin sich
nicht oder nicht ausreichend darum bemÃ¼ht hat, eine Ã¼ber den 31. Dezember
2012 hinausgehende ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung zu erhalten, was der 1.
Senat dieses Gerichtes der KlÃ¤gerin im Urteil vom 18. August 2017 vorgehalten
hat.
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Â 

Eine etwaige SicherungslÃ¼cke kann jedenfalls nicht im Rahmen einer Auslegung
von Â§Â 146 SGBÂ III geschlossen werden. Entsprechend hat sich bereits das
Bundessozialgericht im Urteil vom 7. Februar 2002 in Bezug auf die
VorgÃ¤ngerregelung in dem bis zum 31.Â MÃ¤rz 2012 geltenden Â§ 126 SGB III
geÃ¤uÃ�ert. Es hat angedeutet, dass eine LÃ¶sung des Problems systemgerecht im
Krankenversicherungssystem zu suchen wÃ¤re (vgl. BSG, Urteil vom 7.Â Februar
2002Â â�� B 7 AL 28/01 R â�� juris Rdnr. 20 unter Verweis auf BSG, Urteil vom
2.Â November 2000 â�� B 11 AL 25/00 R â�� juris Rdnr. 24).

Â 

Hierzu hatte die KlÃ¤gerin im krankenversicherungsrechtlichen Verfahren
Gelegenheit. Im Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren vor dem Bundessozialgericht
hat der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte eine aus seiner Sicht klÃ¤rungsbedÃ¼rftige
Rechtsfrage formuliert (vgl. BSG, Beschluss vom 11. April 2018 â�� B 3 KR 48/17 B
â�� juris Rdnr. 10) und die Auffassung vertreten, dass bei einer wortlautgenauen
Auslegung der im Falle der KlÃ¤gerin maÃ�gebenden Regelungen des
Krankenversicherungsrechts ein verfassungsrechtlich bedenkliches Systemversagen
vorliege (vgl. BSG, Beschluss vom 11. April 2018, a. a. O., Rdnr. 11). Das
Bundessozialgericht hat im Beschluss vom 11. April 2018 dahinstehen lassen, ob
eine hinreichend klare, aus sich heraus verstÃ¤ndliche und im angestrebten
Revisionsverfahren entscheidungserhebliche, vom Senat zu beantwortende
abstrakte Rechtsfrage formuliert worden ist, weil die maÃ�gebende Regelung
bereits geÃ¤ndert worden war (vgl. BSG, Beschluss vom 11. April 2018, a. a. O.). Es
hat die Nichtzulassungsbeschwerde aber auch deshalb als unzulÃ¤ssig verworfen,
weil sich die BeschwerdebegrÃ¼ndung im Fall einer aufgeworfenen
verfassungsrechtlichen Frage nicht darauf beschrÃ¤nken dÃ¼rfe, die
Verfassungswidrigkeit zu behaupten und die als verletzt angesehenen Vorschriften
des Grundgesetzes zu benennen, was vorliegend jedoch geschehen sei (vgl. BSG,
Beschluss vom 11. April 2018, a.Â a.Â O., Rdnr.Â 12).

Â 

b) Durch die am Wortlaut orientierte Anwendung von Â§ 146 SGB III (â��Bezug von
Arbeitslosengeldâ��) wird Artikel 14 GG in Bezug auf die Eigentums-
beziehungsweise Bestandsschutzgarantie fÃ¼r eingezahlte
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge nicht verletzt, wenn die KlÃ¤gerin ab 1. Januar 2013
weder Arbeitslosengeld noch Krankengeld erhÃ¤lt (so bereits SÃ¤chs. LSG, Urteil
vom 3. Juli 2013 â�� L 3 AL 151/10 â�� NZSÂ 2014, 34Â f. = info alsoÂ 2013,
257Â f. = juris Rdnr. 23 zur VorgÃ¤ngerregelung in Â§ 126 SGB III in der vom 1.
Januar 2004 bis 31.Â MÃ¤rz 2012 geltenden Fassung).

Â 

Zwar sind AnsprÃ¼che auf beitragsfinanzierte Sozialleistungen wie Arbeitslosengeld
oder Krankengeld durch Artikel 14 Abs. 1 GG geschÃ¼tzt (vgl. z. B. BVerfG,

                            19 / 21

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/126.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%207%20AL%2028/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2011%20AL%2025/00%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%2048/17%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%2048/17%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%2048/17%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%2048/17%20B
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/146.html
https://dejure.org/gesetze/GG/14.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%203%20AL%20151/10
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NZS%202014,%2034
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/126.html
https://dejure.org/gesetze/GG/14.html


 

Beschluss vom 10.Â Februar 1987 â�� 1 BvL 15/83 â�� BVerfGE 74, 203 [213] =
juris Rdnr. 36, m. w. N.; BSG, Urteil vom 25. August 2011 â�� B 11 AL 30/10 R â��
SozR 4-4300 Â§ 144 Nr. 22 = juris, jeweils Rdnr.Â 23, m. w. N.). Nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes ergibt sich jedoch die
konkrete Reichweite des Schutzes durch die Eigentumsgarantie erst aus der
Bestimmung von Inhalt und Schranken des Eigentums, die nach Artikel 14 Abs.Â 1
SatzÂ 2 GG Sache des Gesetzgebers ist. Dem Gesetzgeber kommt hierbei
grundsÃ¤tzlich eine weite GestaltungsmÃ¶glichkeit zu (vgl. BVerfG, Beschluss vom
10. Februar 1987 â�� 1Â BvL 15/83 â�� BVerfGE 74, 203 [214] = juris Rdnr. 37 ff.,
m. w. N.; BVerfG, Beschluss vom 24.Â MÃ¤rz 1998 â�� 1 BvL 6/92 â�� BVerfGE 97,
378 [385] = juris Rdnr. 26; vgl. auch BSG, Urteil vom 25. August 2011, a. a. O.,
Rdnr. 24, m. w. N.). Dass der Gesetzgeber im vorliegenden Zusammenhang den ihm
zustehenden Gestaltungsspielraum Ã¼berschritten hÃ¤tte, ist nicht zu erkennen.

Â 

5. SchlieÃ�lich hat die KlÃ¤gerin auch keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld fÃ¼r
die Zeit ab 27. Februar 2013 oder ab einem spÃ¤teren Zeitpunkt bis zum 6. April
2014.

Â 

Zwar hatte die KlÃ¤gerin im Schreiben vom 27. Februar 2013 erklÃ¤rt, dass sie sich
fÃ¼r denÂ Zeitraum â��der Antragstellungâ�� [gemeint ist das Rentenverfahren]
den VermittlungsbemÃ¼hungen der Agentur fÃ¼r Arbeit zur VerfÃ¼gung stelle. Zu
diesem Zeitpunkt konnte allerdings ein Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht mehr
entstehen, weil die Wirkung der Arbeitslosmeldung der KlÃ¤gerin vom 17.
Dezember 2012 wegen einer mehr als sechswÃ¶chigen Unterbrechung ihrer
Arbeitslosigkeit der KlÃ¤gerin erloschen war (vgl. Â§ 141 Abs. 3 Nr.Â 1 SGBÂ III). Die
KlÃ¤gerin hÃ¤tte sich gemÃ¤Ã� Â§ 141 Abs. 1 Satz 1 SGB III (in der bis zu
31.Â Dezember 2021 geltenden Fassung) persÃ¶nlich arbeitslos melden mÃ¼ssen,
was sie nicht getan hat. 

Â 

Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld kann auch nicht aus einem sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch wegen eines etwaigen Beratungsunterlassens der Agentur
fÃ¼r Arbeit hergeleitet werden. Zum einen dÃ¼rfte die Beklagte vor dem
Hintergrund der durchgehenden Folgebescheinigungen zur ArbeitsunfÃ¤higkeit der
KlÃ¤gerin nicht verpflichtet gewesen sein,Â die KlÃ¤gerin darauf hinzuweisen, dass
sie sich erneut persÃ¶nlich arbeitslos melden muss, wenn GrÃ¼nde, die bislang
einem Anspruch auf Arbeitslosengeld entgegengestanden haben, weggefallen sein
sollten. Zum anderen kann eine Begebenheit tatsÃ¤chlicher Art wie die
persÃ¶nliche Arbeitsmeldung nicht im Rahmen eines sozialrechtlichen
Herstellungsanspruches ersetzt werden (vgl. SÃ¤chs. LSG, Beschluss vom
14. August 2014 â�� LÂ 3 AL 1/13 B PKH â�� juris Rdnr. 23, m. w. N.).

Â 
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II. Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG).

Â 

III. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG liegen
nicht vor.

Â 

Â 

Â 

Â 

Erstellt am: 04.07.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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